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B ei der audiovisuellen Do -
kumentation von landge-
richtlichen Hauptverhand-
lungen in Strafsachen geht 
es um Kontrolle. Wer das 
ablehnt, will sich offenbar 

nicht  kontrollieren lassen müssen. erst-
instanzliche Strafsachen vor dem Land- 
und Oberlandesgericht sind ausnahmslos 
die Verfahren, in  denen es im Höchstfall 
um lebenslange Freiheitsstrafen mit 
besonderer Schwere der Schuld und 
anschließender Sicherheitsverwahrung 
geht. gegen solche Urteile kann ein Ver-
urteilter ausschließlich revision zum 
Bundesgerichtshof einlegen. 

allerdings sind die Chancen auf einen 
erfolg heute gleich null. Die ursprüngli-
che Konzeption der Strafprozessordnung 
aus dem Jahr 1877 sah vor, dass ein Ver-
urteilter das landgerichtliche ergebnis 
mithilfe von Verfahrensrügen, deren 
Sachverhalt durch das Protokoll bewiesen 
wurde, zu Fall bringen konnte. Daneben 
konnte der Verurteilte das landgerichtli-
che Urteil kippen, wenn die Beweiswür-
digung des gerichtes lückenhaft, wider-
sprüchlich war oder gegen die Denkge-
setze verstieß.

Davon ist fast nichts mehr übrig geblie-
ben. Verfahrensrechtliche rügemöglich-
keiten sind in vielfacher Hinsicht über die 
Jahrzehnte so sehr eingeschränkt wor-
den, dass es nicht wundert, dass von ins-
gesamt nur 3 Prozent erfolgreichen revi-
sionen gegen landgerichtliche Strafurtei-
le lediglich 1 Prozent mit der Verfahrens-
rüge erfolg haben. Bei den materiell-
rechtlichen rügen sieht es kaum anders 
aus, da hierzu auch alle (teil-)aufhebun-
gen wegen einziehungen oder anderen 
nebenfolgen des Urteiles zählen. ein 
vollständig aufgehobenes Urteil ist heute 
selten. Das, was früher lückenhaft oder 
widersprüchlich war, wird heute vom 
BgH hingenommen oder, besser gesagt, 
„durchgewunken“. Der eigentliche Prü-
fungsmaßstab des BgH wird von ihm 
selbst benannt: „eine theoretisch mögli-
che Beweiswürdigung ist revisionsrecht-
lich in Ordnung.“

Der  Bevölkerung wird suggeriert, das 
Verfahren sei fair und die Beweiswürdi-
gung begründet gewesen. Und wenn es 
nicht so war? Das landgerichtliche Urteil 
ist heute nicht mehr lückenhaft, wenn im 
landgerichtlichen Urteil bei einer Ver-
urteilung nur die wesentlichen Umstände 
der Verurteilung beschrieben werden. 
anders übrigens beim Freispruch: Da 
müssen alle Umstände, die den Frei-
spruch begründen, aufgeführt werden, 
was wohl einer der gründe ist, warum es 
so selten Freisprüche gibt. Die sind 
erheblich schwieriger zu begründen und 
durch die revision zu bringen. 

tatsächlich hat der BgH die Kontrolle 
der Landgerichte im Wesentlichen aufge-
geben, weswegen auch schlimmste Fehl-
urteile vollstreckt oder abgesessen wer-
den müssen. Landgerichte werden nur 
noch peripher kontrolliert.

So ist es nicht mehr möglich, dem 
gericht die erhebung bestimmter Bewei-
se aufzudrängen. In einem Hamburger 
Schwurgerichtsprozess wegen Mordes 
beantragte die Verteidigung die Beizie-
hung eines psychiatrischen Sachverstän-
digen, was wegen eigener Sachkunde der 
richter abgelehnt wurde. Die Verurtei-
lung zu lebenslanger Freiheitsstrafe wur-
de mit der revision angegriffen. Der 
revision gelang es, eine zulässige aufklä-
rungsrüge hinsichtlich all der Umstände 
zu formulieren, die im Prozess als 
anknüpfungstatsachen für das Vorliegen 
einer schweren psychiatrischen Störung 
des angeklagten zu werten gewesen 
wären. Der generalbundesanwalt  attes-
tierte der revision, die aufklärungsrüge 
sei artifiziell ausgeführt aber falsch, da 
der angeklagte nicht eine psychiatrische 
Störung, sondern ein „genuin anderes 
ehrgefühl als die Mitteleuropäer hätte“. 

Strafverfolgungsbehörden. aus einem 
mehrjährig laufenden ermittlungsverfah-
ren wird ein kleinerer Vorwurf abgetrennt 
und schon mal beim amtsgericht ange-
klagt, wo eine einjährige Bewährungsstra-
fe ausgeurteilt wird. Später in dem landge-
richtlichen Verfahren ist eine angeklagte 
tat zeitlich vor der amtsgerichtlichen Ver-
urteilung und zwei zeitlich nach ihr. So 
wendet das Landgericht  die 1880 vom 
reichsgericht  qua richterrecht geschaffe-
ne regel der zäsurwirkung an und ver-
urteilt den angeklagten zu zwei gesamt-
strafen. Die erste tat wird mit dem amts-
gerichtlichen Urteil zu der ersten, die bei-
den weiteren taten werden zu der zweiten 
gesamtstrafe verschmolzen. Insgesamt 
kommen so 17 Jahre für drei Drogendelik-
te heraus, da wäre Mord bereits günstiger 
gewesen.

 Die revision wird aufwendig begrün-
det, und der zufall tritt ihr beiseite. Ohne 
zutun der Verteidigung beschließt das 
amtsgericht, die Bewährungsstrafe zu 
erlassen, da die nachfrage bei der Kripo 
keine weiteren auffälligkeiten des Ver-
urteilten berichtet hätte. Die Staatsan-
waltschaft geht nicht in Beschwerde und 
lässt den Beschluss rechtskräftig werden. 
So enthält die erste verschmolzene 
gesamtstrafe eine bereits erlassene Stra-
fe. Klarer Fall, möchte man meinen. Der 
BgH löst das auf seine Weise: Da das 
landgerichtliche Urteil lediglich zum 
entscheidungszeitraum geprüft werde, 
wird die revision verworfen, und der 
Verurteilte muss eben auch die bereits 
rechtskräftig erlassene Strafe absitzen. 
Denkt man das weiter, würde in einem 
Fall wegen Verurteilung wegen Mordes 
ohne Leiche eine Verurteilung Bestand 
haben, selbst wenn die „Leiche“ im revi-
sionsverfahren als lebendig auftauchen 
würde.

eine verstärkte Kontrolle der Landge-
richte ergibt also Sinn.

Martin Stucke ist Rechtsanwalt  in Bremen. 

genuin? also ein genetisch anderes ehr-
gefühl? Das ist nicht eigene juristische 
Sachkunde, sondern womöglich ein zei-
chen von institutionellem rassismus. 
Dass die Verteidigung recht hatte, zeigte 
sich im Vollzug; im zustande akuten Ver-
folgungswahns verletzte der Verurteilte 
in der Haft einen Schließer. auch in dem 
daraufhin betriebenen Verfahren wurde 
kein Psychiater gehört, obwohl der 
anstaltspsychiater seine Diagnose kund-
tat. In der amtsgerichtlichen Hauptver-
handlung wurde das Verfahren nach 
Paragraph  154 StPO eingestellt, da die 
erwartbare Strafe gegenüber der lebens-
länglichen Verurteilung nicht besonders 
ins gewicht falle. Die gegen die einstel-
lung gerichtete Beschwerde tat das Land-
gericht mit der Bemerkung ab, es gebe 
eben kein recht auf Freispruch.

Lesen die  BgH-richter  revisionen 
überhaupt? ein Berliner Kollege greift in 
der revision die Feststellungen und die 
Strafzumessung an, beschränkt die revi-
sion aber, indem er die nichtanwendung 

des Paragraphen  64 StgB (Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus) 
von der revision ausnimmt. Der BgH ver-
weist die Sache zurück, da die Vorausset-
zungen des Paragraphen 64 nicht ausrei-
chend geprüft seien, Strafzumessung und 
Beweiswürdigung seien aber in Ordnung. 
Die zurückverwiesene Sache wird vom 
Landgericht  in 30 Minuten erledigt. 

nach einführung des (beschränkten) 
revisionsantrages und der Verlesung des 
BgH-Beschlusses zieht sich das gericht 
zur Beratung zurück und stellt das Verfah-
ren wegen nicht aufhebbaren Verfahrens-
hindernisses ein, da der BgH die 
Beschränkung des revisionsangriffes 
nicht beachtet habe, eine zurückverwei-
sung der Sache dem BgH also nicht 
erlaubt gewesen sei.

Mit dem Kampfruf „Schreiben Sie 
nicht zu viel“ zog schon der frühere Vor-
sitzende des 5. Strafsenates Herrmann 
über die Flure des Kammergerichtes Ber-
lin, wo der 5. Strafsenat bis zur Wende 
residierte. Die revisionsverteidiger sind 

aber schlecht beraten, wenn sie revi-
sionsbegründungen zu knapp halten. 
nicht vollständig genug vorgetragen, 
daher unzulässig, wird dann quittiert. 

So etwa  in einem Verfahren, in wel-
chem die Verurteilung „ausweislich“ einer 
Urkunde erfolgte, von der das Hauptver-
handlungsprotokoll bewies, dass diese 
Urkunde aber gerade nicht verlesen wur-
de. Der BgH erachtete die rüge als unzu-
lässig, da die revision nicht die Ladungs-
verfügung an einen Sachverständigen vor-
getragen habe, aus der sich ja ergäbe, dass 
mit dem Sachverständigen unter anderem  
auch die Urkunde besprochen werden sol-
le. Wie viel Mühe hat es wohl gemacht, 
die Ladungsverfügung in der mehrere 
tausend Seiten starken akte zu entde-
cken? Das Bundesverfassungsgericht  hob 
diese entscheidung sieben Jahre später 
wegen überzogener anforderungen an die 
Darstellung einer revision auf, woraufhin 
der BgH auch im erneuten Durchgang die 
revision verwarf. Keine Hilfe ist der BgH 
auch bei eklatanten tricksereien der 

Der Bundesgerichtshof hat die Überprüfung von Strafurteilen  
der Landgerichte im Wesentlichen aufgegeben.
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Die in schamlosem Populismus zur ablen-
kung von innenpolitischen Problemen 
vorangetriebenen Pläne des französischen 
Staatspräsidenten zur ergänzung nicht nur 
der französischen Verfassung, sondern 
auch der europäischen grundrechtecharta 
um ein „recht auf abtreibung“ als ver-
meintliches Frauenrecht dürften, obwohl 
sie die rückendeckung der Mehrheit des 
europäischen Parlaments haben, glückli-
cherweise am Widerstand Polens, Un -
garns, Maltas und vielleicht auch Italiens 
scheitern.

Die Bundesregierung wird dagegen 
wohl kaum protestieren, obwohl sie – an 
das grundgesetz gebunden – allen anlass 
dazu hätte; denn ihre rechtspolitischen 
Pläne laufen im ergebnis auf nichts ande-
res hinaus. 

Schon die abschaffung des strafbewehr-
ten Werbeverbots für Schwangerschaftsab-
brüche nach § 219a StgB deutete die rich-
tung an, entfiel damit doch ein Unwert-
urteil mit rechtsethischer Signalwirkung. 
Die stattdessen erfolgte erweiterung des 
anwendungsbereichs des Heilmittelwerbe-
gesetzes auf Schwangerschaftsabbrüche ist 
kein adäquater ersatz. Das hier angesiedel-
te Verbot irreführender Werbung dient 
allein dem Verbraucherschutz, insoweit 
auch dem Schutz der entscheidungsfreiheit 
der Schwangeren, aber nicht – auch nicht 
mittelbar – dem Schutz des ungeborenen 
Lebens.

Die Verbindung der Streichung des 
§ 219a StgB mit dem Konzept der soge-
nannten reproduktiven rechte, „reproduk-

tiver“ Selbstbestimmung, Versorgung und 
gesundheit, legt die Vermutung nahe, dass 
der angriff der regierungskoalition letzt-
lich dem gesamtkonzept der §§ 218 ff. 
StgB gilt und die Vorschrift des § 219a 
StgB nur als vorgeschobenes, symboli-
sches erstes angriffsziel diente. 

So soll nun eine entsprechend dem 
Koalitionsvertrag eingesetzte Kommis-
sion zur reproduktiven Selbstbestim-
mung „regulierungen für den Schwan-
gerschaftsabbruch außerhalb des Strafge-
setzbuches“ prüfen. Das erklärte ziel ist 
also eine vollständige entkriminalisie-
rung des Schwangerschaftsabbruchs. 
Bundesfamilienministerin Paus hat sich 
jedenfalls festgelegt: „Der Schwanger-
schaftsabbruch gehört nicht ins Straf-
recht.“ es gehe, so Paus, um das „Men-
schenrecht auf reproduktive Selbstbe-
stimmung und um das recht von Frauen, 
über ihren Körper zu entscheiden“. 

In dieser radikalfeministischen Lesart 
des „Problems“ kommt das ungeborene 
menschliche Leben nicht vor. Danach gibt 
es eigentlich gar keinen Schwanger-
schaftskonflikt, an dem ein zweiter träger 
von Menschenwürde und Lebensrecht 
beteiligt wäre, sondern nur eine selbstbe-
stimmungswidrige und daher abzuschaf-
fende Bevormundung von Frauen.

Vorschläge für eine derartige „neuord-
nung“ unter Liquidierung jeglichen 
Lebensschutzes für die Ungeborenen lie-
gen schon vor. ein Policy Paper des Deut-
schen Juristinnenbundes vom 8. Dezember 
2022 schlägt die ersatzlose Streichung der 

§§ 218 ff. StgB, also auch der strafbewehr-
ten Beratungspflicht vor. abtreibungen sol-
len bis zur geburt straflos sein. ab Lebens-
fähigkeit des Kindes außerhalb der gebär-
mutter soll ein nicht medizinisch indizier-
ter Schwangerschaftsabbruch le diglich 
nach ärztlichem Berufsrecht sanktioniert 
werden. zudem müsse die Finanzierung 
des Schwangerschaftsabbruchs künftig zu 
den regulären Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung gehören. 

Die gegenläufige rechtsprechung des 
BVerfg, mit der diese Vorschläge  offen-
sichtlich nicht zu vereinbaren sind, wird 
allen ernstes als „extremposition“ 
bezeichnet. 

ein abtreibungen nach Wunsch (abor-
tion on demand) einschließendes recht auf 
reproduktive Selbstbestimmung kennt das 
grundgesetz aber nicht. Im gegenteil, das 
Bundesverfassungsgericht nimmt ein 
grundsätzliches Verbot des Schwanger-
schaftsabbruchs und eine grundsätzliche 
Pflicht zum austragen des Kindes als zwei 
untrennbar verbundene elemente des ver-
fassungsrechtlich gebotenen Schutzes des 
ungeborenen Lebens an. 

es handelt sich also lediglich um eine 
von interessierten Kreisen lancierte, 
rechtspolitische Forderung, die im rechts-
wissenschaftlichen Diskurs teilweise auf-
gegriffen worden und auch auf internatio-
nalen Foren geltend gemacht worden ist, 
die aber weder geltendes Verfassungsrecht 
noch Völkerrecht darstellt. 

Die dessen ungeachtet immer gängiger 
werdende redeweise von einem reproduk-

tiven Freiheitsrecht auf abtreibung leug-
net jedes recht auf (Weiter-)Leben des 
embryos und Fötus. Dass die Beseitigung 
der Schwangerschaft nicht anders als 
durch tötung des ungeborenen Kindes 
mittels embryo- oder Fetozid erfolgen 
kann, hat für die Propagandisten des 
„rechts auf abtreibung“ keine Bedeutung, 
weil es von ihnen stillschweigend für recht-
los erklärt wird.

Mit der autoritativen, für alle Staats-
organe verbindlichen auslegung des 
grundgesetzes steht das, wie gesagt, in 
unauflöslichem Widerspruch. Mehr noch: 
es berührt die Verfassungsidentität der 
Bundesrepublik Deutschland, bei der von 
Verfassungs wegen die grenze der Integra-
tionsbereitschaft der Bundesrepublik 
Deutschland verläuft.

nach der rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts hat nämlich die staatli-
che Schutzpflicht für das ungeborene 
menschliche Leben, auch wenn ihr gegen-
stand und –  von ihm her –  ihr Maß durch 
das Lebensrecht nach art. 2 abs. 2 S. 1 gg 
näher bestimmt werden, ihren grund in 
der Menschenwürdegarantie des art. 1 
abs. 1 gg. 

Das Lebensrecht des Ungeborenen, das 
nicht erst durch die annahme seitens der 
Mutter begründet wird, sondern ihm schon 
aufgrund seiner existenz zusteht, ist, so hat 
das Bundesverfassungsgericht treffend for-
muliert, das elementare und unveräußerli-
che recht, das von der Würde des Men-
schen ausgeht; es gilt gerade unabhängig 
von bestimmten religiösen oder philoso-

phischen Überzeugungen, über die der 
rechtsordnung eines religiös-weltanschau-
lich neutralen Staates kein Urteil zusteht.

Die Verankerung des Lebensrechts in der 
Menschenwürde gebietet keinen absoluten 
Lebensschutz, schließt aber eine grundsätz-
lich freie Verfügungsbefugnis der Schwan-
geren über das ungeborene Leben, die des-
sen eigenwert schlicht dementiert, aus.

angesichts dessen wird die Bundesre-
gierung, wenn die französische Forderung 
auf einem einzuberufenden europäischen 
Konvent auf die tagesordnung gesetzt 
wird, definitiv Farbe bekennen müssen: 
Wie hält sie es mit der unteilbaren Men-
schenwürdegarantie?

Wenn sie, was zu befürchten ist, den 
französischen Vorschlag für ein „recht auf 
abtreibung“ unterstützt, fällt die aufgabe 
der Verteidigung der unaufgebbaren deut-
schen Verfassungsidentität den Bürgerin-
nen und Bürgern selbst zu. Sie sind dann 
aufgerufen, gestützt auf das verfassungsbe-
schwerdefähige Wahlrecht nach art. 38 
gg, die in der zustimmung zur einfüh-
rung eines „rechts auf abtreibung“ in die 
europäische grundrechtecharta liegende 
Missachtung der Menschenwürdegarantie 
als einen der grundsätze, die art. 79 abs. 3 
gg als Identität der Verfassung fest-
schreibt, mit Hilfe des Bundesverfassungs-
gerichts abzuwehren.
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Ein Angriff auf die deutsche Verfassungsidentität  
ein europäisches grundrecht auf abtreibung verstößt gegen das grundgesetz / Von Christian Hillgruber

Das von der regierungskoalition vor-
geschlagene neue Wahlrecht entfernt 
die Persönlichkeitswahl aus dem 
Wahlsystem und organisiert eine rei-
ne Parteienwahl. Das grundgesetz 
aber fordert, dass „die abgeordneten“ 
gewählt werden. Diese sind Vertreter 
des ganzen Volkes, nicht einer Partei. 
Sie sind an aufträge und Weisungen 
nicht gebunden und nur ihrem gewis-
sen unterworfen. Dieses Ideal ist bei 
einer sachgerechten Organisation 
parlamentarischer entscheidungsfin-
dung, aber auch politisch-menschlich 
nicht erreichbar. Das Bundeswahlge-
setz hat jedoch zur Verwirklichung 
dieses Konzepts „das nähere“ zu 
bestimmen, sich so weit als möglich 
diesem ziel eines selbstbewussten 
und unabhängigen Mandatsträgers 
der allgemeinheit anzunähern. 

Wenn nun die erststimme der Per-
sönlichkeitswahl nur noch ein Vertei-
lungsmaßstab für die von der Partei 
gewonnenen Mandate wird, ist dieses 
Wahlkonzept zerstört. Der Wähler vor 
Ort wählt den Kandidaten aus seiner 
region, den er persönlich kennt, hat 
aber nicht die gewissheit, mit seiner 
Stimme überhaupt zum Wahlerfolg 
seines Kandidaten beitragen zu kön-
nen. entscheidend sind nicht die von 
diesem erzielten Direktstimmen, son-
dern die der Partei gegebenen Stim-
men. Die Partei entscheidet, wer kan-
didiert, welchen rang der Kandidie-
rende auf der Parteiliste erhält und 
nunmehr auch, ob die von den Direkt-
kandidaten erzielten Stimmen für 
dessen Wahlerfolg erheblich sind. 

Die Partei „Die Linke“ hat derzeit 
durch die grundmandatsklausel Sitz 
und Stimme im Bundestag. Sie hat die 
Fünfprozentklausel nicht erreicht. 
Wenn sie nunmehr versuchen sollte, 
mit einer anderen Partei eine Listen-
verbindung einzugehen, um diese 
Hürde verlässlich zu überschreiten, so 
erlebte der Wähler eine Manipulation 
des Wahlergebnisses, das er durch sei-
ne Stimme nicht beeinflussen könnte. 

Das Bundesverfassungsgericht 
hat in der entscheidung zur ersten 
ge samtdeutschen Wahl auf die de -
mokratisch-rechtsstaatlichen Pro -
bleme einer solchen Listenverbin-
dung hingewiesen. Die Fünfprozent-
klausel fordert eine Partei von poli-
tischem gewicht, nicht eine takti-
sche Organisationsstruktur, die am 
Wahlabend endet. Hauptbetroffene 
eines Parteienwahlrechtssystems 
könnte die CSU sein. Diese hat sich 
als eine regionalpartei mit bundes-
politischer Bedeutung organisiert, 
die besonders auf die Persönlichkeit 
ihrer Mandatsträger setzt. Das ist ihr 
gutes recht. Das grundgesetz sagt 
zu den Parteien: „Ihre gründung ist 
frei.“ Sollte diese Partei nun bei 
einer Bundestagswahl in ihrem 
gebiet nahezu alle Direktmandate 
er ringen, aber knapp an einer auf 
den Wahlerfolg im Bundesgebiet 
bezogenen Fünfprozentklausel 
scheitern, so hätte diese Partei zwar 
vermutlich den größten er folg aller 
Parteien  erzielt, wäre aber im Bun-
destag nicht vertreten. Sie wäre an 
einem Maßstab einer auf das Bun-
desgebiet bezogenen Fünfprozent-
klausel gescheitert, die sie in ihrem 
Wahlgebiet glanzvoll übersprungen 
hat, die sie aber nach dem neuen 
Wahlrecht in den anderen 15 Bun-
desländern von vornherein auf null 
Prozent  fixierte. Sie hätte in dem für 
sie erreichbaren gebiet vielleicht 40 
Prozent erreicht, aber die Hürde von 
fünf Prozent nicht übersprungen. 
Dieses widerspricht der gründungs-
freiheit der Parteien, der Chancen-
gleichheit  im rahmen des regionali-
sierten Wahlrechts und dem politi-
schen gewicht der Partei, das sich 
von den Wählern ableitet, nicht von 
der gesetzlichen Wahlorganisation. 

Der Wähler von Kandidaten einer 
re gionalpartei erwartet, dass seine 
Stimme grundsätzlich das gleiche 
Stimmengewicht hat wie die Stimme 
anderer Wähler, die sich für eine ande-
re Partei entscheiden. Die abgeordne-
ten werden in „gleicher“ Wahl ge -
wählt. erleben diese Wähler, dass sie 
in dem einflussbereich, in dem ihre 
Stimme wirksam wird, für ihre Partei 
zusammen mit anderen Wählern den 
größten Wahlerfolg erreicht haben, ihr 
Wahlergebnis aber vom Wahlrecht auf 
null gestellt wird, stellt sich die Frage: 
War das eine gleiche Wahl? 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
für die erste gesamtdeutsche Wahl, 
bei der die Wahlgebiete durch die 
bisherige trennung Deutschlands 
faktisch regionalisiert waren, die 
anwendung der Fünfprozentklausel 
auf das für die Partei tatsächlich 
erschließbare gebiet begrenzt. „Ver-
eint wählen, getrennt zählen“ –  das 
war eine Lösung für den Übergang. 
Heute geht es darum, dem Wähler 
die abgeordnetenwahl zu belassen, 
ihn nicht auf eine bloße Parteienwahl 
zu beschränken.
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